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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschäft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie (EWG) des Rates zur Änderung von Arti- 
kel 31 der Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur Har- 
monisierung der Rechts- und Verwaltungs Vorschriften über 
den aktiven Veredelungsverkehr (69/73/EWG). 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 6. August 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 

Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Richtlinie (EWG) des Rates 
zur Änderung von Artikel 31 der Richtlinie des Rates vom 
4. März 1969 zur Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über den aktiven Veredeiungs verkehr (69/73/EWG) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 100 und 155, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 31 der Richtlinie des Rates vom 4. 
März 1969 zur Harmonisierung der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften über den aktiven Veredelungs- 
verkehr übermitteln die Mitgliedstaaten der Kom- 
mission die statistischen Angaben über alle Verede- 
lungsvorgänge, die in ihrem Gebiet durchgeführt 
werden. 

Bei der Veredelung von bestimmten Erzeugnissen, 
insbesondere auf dem Gebiet der Landwirtschaft, hat 
sich herausgestellt, daß spezifische Bedürfnisse die 
Übermittlung zusätzlicher Angaben erfordern kön- 
nen und daß die Weitergabe aller Auskünfte über 
diese Erzeugnisse in einer diesen Bedürfnissen ent- 
sprechenden Periodizität erfolgen sollte. Die Vor- 
schriften über die Erteilung der Auskünfte sind nach 
dem Verfahren des Artikels 28 Absätze 2 und 3 der 
vorgenaonten Richtlinien zu erlassen - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 31 der Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 
zur Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungs- 


vorschriften über den aktiven Veredelungsverkehr 
wird wie folgt geändert: 

1. Der erste Unterabsatz des Absatzes 2 wird zu 
Absatz 2. 

2. Es v/ird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Wenn es die spezifischen Bedürfnisse im 
Rahmen der aktiven Veredelung bestimmter Wa- 
ren erfordern, können nach dem Verfahren des 
Artikels 28 Absätze 2 und 3 Vorschriften erlassen 
werden über 

- die Übermittlung zusätzlicher Angaben, die 
die in den vorhergehenden Absätzen genann- 
ten Auskünfte ergänzen, 

- die Periodizität, mit der die genannten Aus- 
künfte und zusätzlichen Angaben zu übermit- 
teln sind." 

3. Der zweite Unterabsatz des Absatzes 2 wird zu 
Absatz 4. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie spätestens am 

nachzukommen. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


9 Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. L 58 
vom 8. März 1969, S 1 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Es hat sich als notwendig erwiesen, Artikel 31 der 
Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 zur Harmoni- 
sierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
über den aktiven Veredelungsverkehr zu ändern. 

Diese Vorschrift sieht die Übermittlung statistischer 
Angaben über alle Veredelungsvorgänge durch die 
Mitgliedstaaten an die Kommission vor. Absatz 2, 
erster Unterabsatz, bestimmt die Einzelheiten der 
Mitteilungen, insbesondere welche Einzelangaben 
sie enthalten müssen: Die Angaben müssen in zwei 
Listen zusammengestellt werden. In der ersten Liste 
werden für jede Tarifstelle Menge und Zollwert der 
im Rahmen des aktiven Veredelungsverkehrs einge- 
führten Waren angegeben, und zwar unter Abzug 
der nach Maßgabe dieser Richtlinie sowohl in den 
freien Verkehr übergeführten als auch unter zollamt- 
licher Überwachung zerstörten Mengen. In der zwei- 
ten Liste werden für jede Tarifstelle Menge und 
Wert der aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft aus- 
geführten Veredelungserzeugnisse aufgeführt. Hin- 


sichtlich der Periodizität der Mitteilungen enthält 
Artikel 31 keine Vorschriften. Der Ausschuß Aktiver 
Veredelungsverkehr hat jedoch Einverständnis da- 
rüber erzielt, daß die Mitteilungen in einem viertel- 
jährlichen Rhythmus zu machen sind. 

Bei der Kommission ist wegen der Beobachtung der 
Märkte bei bestimmten landwirtschaftlichen Erzeug- 
nissen das Bedürfnis aufgetreten, gegebenenfalls 
über zusätzliche Angaben zu den gegenwärtig 
in Artikel 31 genannten Auskünften in einer den 
Bedürfnissen entsprechenden Periodizität verfügen 
zu können. Es ist deshalb angebracht, die Möglich- 
keit zu schaffen, Vorschriften nach dem Verfahren 
i von Artikel 28 Absätze 2 und 3 der vorgenannten 
' Richtlinie erlassen zu können, die in den Einzelfäl- 
len für erforderlich gehalten werden. 

Das ist der Gegenstand dieses Vorschlags einer 
Richtlinie des Rates über die Änderung von Artikel 
31 der Richtlinie „Aktiver Veredelungsverkehr". 
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